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Stiftungssatzung 
für die  

rechtlich unselbständige Stiftung 
„Armenfonds” 

der Stadt Aachen  
vom 01.01.2015 

(Sondervermögen der Stadt Aachen) 
 
 
 
Aufgrund des § 41 Abs. 1 Buchstabe n) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878) und der §§ 59 - 63 der Abgabenordnung (AO) 
vom 01.10.2002 (BGBl I S. 3866, 2003 I S. 61), zuletzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 25. 
Juli 2014 (BGBl. I S. 1266) hat der Rat der Stadt Aachen in seiner Sitzung am 11.03.2015 folgende 
Stiftungssatzung beschlossen: 
 

 

§ 1 

Name, Rechtsform, Sitz und Zweck der Stiftung 

 

(1) Die rechtlich unselbständige Stiftung „Armenfonds“ mit Sitz in Aachen verfolgt ausschließlich und 

unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte 

Zwecke“ der Abgabenordnung. 

Die Stadt Aachen ist Trägerin der Stiftung. Das Vermögen der Stiftung ist nach § 97 Abs. 1 Nr. 2 

GO NRW Sondervermögen der Stadt Aachen. 

Für das Sondervermögen gelten alle Vorschriften der GO NRW über die Haushaltswirtschaft der 

Gemeinden. Das Sondervermögen ist im Haushaltsplan, im Jahresabschluss und in der Bilanz 

(Sonderposten) der Stadt Aachen gesondert auszuweisen bzw. zu bilanzieren. 

 

(2) Zweck der Stiftung ist die Beschaffung von Mitteln zur Förderung 

a) mildtätiger Zwecke, gemäß § 53 AO, Nr. 2 

b) der Jugend- und Altenhilfe, soweit mit diesen Mitteln keine Leistungen gefördert werden, zu 

deren Leistung öffentliche Träger gesetzlich verpflichtet sind. 

c) der Erziehung, der Berufsbildung sowie der Studentenhilfe, soweit mit diesen Mitteln keine 

Leistungen gefördert werden, zu deren Leistung öffentliche Träger gesetzlich verpflichtet 

sind. 
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d) der Hilfe für politisch, rassisch oder religiös Verfolgte sowie für Flüchtlinge und Vertriebene, 

soweit mit diesen Mitteln keine Leistungen gefördert werden, zu deren Leistung öffentliche 

Träger gesetzlich verpflichtet sind. 

e) des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der amtlich anerkannten Verbände der 

freien Wohlfahrtspflege, ihrer Unterverbände und ihrer angeschlossenen Einrichtungen und 

Anstalten  

durch eine andere steuerbegünstigte Körperschaft oder durch eine Körperschaft des öffentlichen 

Rechts. 

f)  der Vinzenz-Konferenzen in der Stadt Aachen in Höhe von 0,20 % der jährlichen Erträge der  

 Stiftung. Die Auszahlung erfolgt an den Diözesanrat der Vinzenz-Konferenzen im Bistum  

 Aachen, der die Verwendung im Stadtgebiet Aachen sicherzustellen hat. 

 

(3) Daneben kann die Stiftung den im Absatz 2 a) – d) genannten Zweck auch unmittelbar selbst 

verwirklichen. Dies geschieht insbesondere durch 

a)  die Unterstützung von Personen, die aufgrund ihrer wirtschaftlichen Situation auf mildtätige  

      Hilfe anderer angewiesen sind. Zur Bewertung der wirtschaftlichen Situation einer Person, 

      sind die jeweils aktuellen Regelungen des § 53 AO, Nr. 2 anzuwenden. 

b)  die Betreuung, Beratung, Unterbringung und Pflege von Kindern und Jugendlichen sowie 

alten Menschen, soweit dies keine Maßnahmen umfasst, zu deren Leistung öffentliche Träger 

gesetzlich verpflichtet sind. 

c)   die Erziehung von Kindern und Jugendlichen und der beruflichen Bildung von Kindern und 

Jugendlichen, soweit dies keine Maßnahmen umfasst, zu deren Leistung öffentliche Träger 

gesetzlich verpflichtet sind. 

d)   die Betreuung und Beratung, Unterbringung von politisch, rassisch oder religiös 

       Verfolgten sowie für Flüchtlinge und Vertriebene, soweit dies keine Maßnahmen 

       umfasst, zu deren Leistung öffentliche Träger gesetzlich verpflichtet sind. 

 

§ 2 

Selbstlosigkeit der Stiftung 

 

Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
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§ 3 

Mittelverwendung 

 

Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Stifter und Ihre 

Rechtsnachfolger erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung. 

 

§ 4 

Verwendung der Vermögenserträgen und Zuwendungen 

 

(1) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

(2) Die Erträge des Stiftungsvermögens und die ihm nicht zuwachsenden Zuwendungen sind, nach 

Abzug aller sonstigen erforderlichen Aufwendungen der Stiftung, u.a. 10% Verwaltungskosten-

beitrag, zeitnah zur Erfüllung der Stiftungszwecke zu verwenden. Freie oder zweckgebundene 

Rücklagen können im Rahmen des steuerrechtlich Zulässigen gebildet werden. Freie Rücklagen 

dürfen ganz oder teilweise dem Vermögen zugeordnet werden. 

 

(3) Dem Stiftungsvermögen zuzuführen sind Zuwendungen, die dazu durch den Zuwendenden 

bestimmt sind. 

 

§ 5 

Erhalt des Stiftungsvermögens 

 

Das Stiftungsvermögen ist in seinem Werte ungeschmälert zu erhalten. Das Grundstockvermögen der 

Stiftung beträgt zum 31.12.2012: 18.790.430,59 Euro 

 

§ 6 

Rechtsstellung der Begünstigten 

 

Ein Rechtsanspruch auf Leistungen aus dieser Stiftung steht niemandem zu. Über die Vergabe der 

Mittel entscheidet 
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a) im Rahmen des Verfahrens der Haushaltsaufstellung im Sinne von § 78 GO NRW der Rat der Stadt 

Aachen, 

b) der zuständige Fachausschuss gemäß Zuständigkeitsordnung der Stadt Aachen1 im Rahmen 

unterjähriger Einzelmaßnahmen über 20T€, 

c) die Kämmerin / der Kämmerer der Stadt Aachen im Rahmen unterjähriger Einzelmaßnahmen über 

10T€ und 

d) die Fachverwaltung im Rahmen unterjähriger Einzelmaßnahmen bis 10T€. 

 

§ 7 

Auflösung, Aufhebung der Stiftung 

 

(1) Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung gemäß § 100 Abs. 2 GO NRW verbleibt das Vermögen 

bei der Stadt Aachen, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige oder mildtätige 

Zwecke zu verwenden hat. 

 

(2) Die Verwendung ist mit der Aufsichtsbehörde (Bezirksregierung Köln) abzustimmen und darf erst 

nach Genehmigung der Bezirksregierung und Einwilligung des zuständigen Finanzamts Aachen 

Stadt ausgeführt werden. 

 

§ 8 

Stellung des Finanzamts 

 

Die Steuerfreiheit der Stiftung darf durch Änderungen des Stiftungszwecks nicht gefährdet werden. 

Beschlüsse über Änderungen der Stiftungssatzung und über die Auflösung der Stiftung sind dem 

zuständigen Finanzamt anzuzeigen. Bei Änderungen der Stiftungssatzung, die den Stiftungszweck 

betreffen, ist zuvor die Stellungnahme des zuständigen Finanzamts zum Fortbestand der Steuer-

begünstigung einzuholen. 

 

 

 

 

                                                
1 Zuständigkeitsordnung der Stadt Aachen (ZustO) vom 15.12.1995 (in der Fassung des vierten Nachtrages vom 08.12.2004) 
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§ 9 

Inkrafttreten 

 

Die Stiftungssatzung tritt mit Ratsbeschluss am 11.03.2015, rückwirkend zum 01.01.2015 in Kraft und 

ersetzt die bisherigen Stiftungsbestimmungen in der am 19.12.2012 vom Rat der Stadt Aachen 

beschlossenen Fassung. 

 


